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See the notice on TED website

247619-2026 - Wettbewerb
Deutschland – Möbel (einschließlich Büromöbel), Zubehör, Haushaltsgeräte (ausgenommen 
Beleuchtung) und Reinigungsmittel – Rahmenvereinbarung Büro- und Sondermobiliar
OJ S 71/2026 13/04/2026
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung - Änderungsbekanntmachung
Lieferleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen
E-Mail: vergabemanagement@he.aok.de
Rechtsform des Erwerbers: Von einer regionalen Gebietskörperschaft kontrollierte Einrichtung 
des öffentlichen Rechts
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Gesundheit

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: Rahmenvereinbarung Büro- und Sondermobiliar
Beschreibung: Die Ausschreibung beinhaltet den Abschluss eines Vertrages über den Kauf 
und die Lieferung von Büro- und Sondermobiliar inkl. bedarfsweiser Belegungsplanungen.
Kennung des Verfahrens: e821c43a-a749-445f-913e-f6ced067e5bd
Interne Kennung: SAVE_075_2025
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 39000000 Möbel (einschließlich Büromöbel), Zubehör, 
Haushaltsgeräte (ausgenommen Beleuchtung) und Reinigungsmittel
Zusätzliche Einstufung (cpv): 39110000 Sitze, Stühle sowie Zubehörprodukte und -teile, 
39120000 Tische, Schränke, Schreibtische und Bücherschränke, 39130000 Büromöbel

2.1.2.  Erfüllungsort
Land, Gliederung (NUTS): Hochtaunuskreis (DE718)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Erfüllungs- bzw. Lieferorte im gesamten Bundesland Hessen bzw. 
an die 60 Standorte der Auftraggeberin (Anlage D.03C)

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: #Bekanntmachungs-ID: CXS0Y5SYT3QYVPS0# Die Erklärung 
bzw. Verpflichtungserklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers zum Hessischen Vergabe- 
und Tariftreuegesetz (HVTG) (Eigenerklärung gemäß Ziffer 5 der Anlage B.04). Die 
Teilnahmeanträge/Angebote von Bietern/Wirtschaftsteilnehmern, bei denen ein nachweislich 
schuldhafter Verstoß gegen die Verpflichtung zum HVTG vorliegt, können vom 
Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. Sofern eine Bewerber- oder Bietergemeinschaft 
vorliegt, dann ist die Erklärung bzw. Verpflichtungserklärung zum Hessischen Vergabe- und 
Tariftreuegesetz (HVTG) von jedem beteiligten Unternehmen einzureichen. Sofern sich der 
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Eignungsleihe bedient wird, dann ist die Erklärung bzw. Verpflichtungserklärung zum 
Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) von jedem eignungsleihendem 
Unternehmen einzureichen. Sofern Unterauftragnehmer/Nachunternehmer ohne 
Eignungsleihe eingesetzt werden, dann ist die Erklärung bzw. Verpflichtungserklärung zum 
Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) nach Aufforderung durch die 
Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer/Nachunternehmer einzureichen. +++ Die 
Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers gemäß der Vorlage des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz (Eigenerklärung Russland Sanktionen gemäß Anlage B.04A). An 
Teilnahmeanträge/Angebote von Bietern/Wirtschaftsteilnehmern, die nicht die Eigenerklärung 
nach der Vorlage des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz auf Grundlage des 
Artikels 5 k Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 vorweisen können, darf kein Zuschlag erteilt werden, so dass 
diese vom Verfahren ausgeschlossen werden. Sofern eine Bewerber- oder 
Bietergemeinschaft vorliegt, dann ist die Erklärung gemäß der Vorlage des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz von jedem beteiligten Unternehmen 
einzureichen. Die Erklärung bzw. Verpflichtungserklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers 
zum Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) (Eigenerklärung gemäß Ziffer 5 der 
Anlage B.04). Die Teilnahmeanträge/Angebote von Bietern/Wirtschaftsteilnehmern, bei denen 
ein nachweislich schuldhafter Verstoß gegen die Verpflichtung zum HVTG vorliegt, können 
vom Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. Sofern eine Bewerber- oder 
Bietergemeinschaft vorliegt, dann ist die Erklärung bzw. Verpflichtungserklärung zum 
Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) von jedem beteiligten Unternehmen 
einzureichen. Sofern sich der Eignungsleihe bedient wird, dann ist die Erklärung bzw. 
Verpflichtungserklärung zum Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) von jedem 
eignungsleihendem Unternehmen einzureichen. Sofern Unterauftragnehmer
/Nachunternehmer ohne Eignungsleihe eingesetzt werden, dann ist die Erklärung bzw. 
Verpflichtungserklärung zum Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) nach 
Aufforderung durch die Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer/Nachunternehmer 
einzureichen. +++ Die Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers gemäß der Vorlage des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (Eigenerklärung Russland Sanktionen 
gemäß Anlage B.04A). An Teilnahmeanträge/Angebote von Bietern/Wirtschaftsteilnehmern, 
die nicht die Eigenerklärung nach der Vorlage des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz auf Grundlage des Artikels 5 k Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der 
Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 vorweisen können, darf kein 
Zuschlag erteilt werden, so dass diese vom Verfahren ausgeschlossen werden. Sofern eine 
Bewerber- oder Bietergemeinschaft vorliegt, dann ist die Erklärung gemäß der Vorlage des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz von jedem beteiligten Unternehmen 
einzureichen.
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung
Verstoß gegen die in den rein innerstaatlichen Ausschlussgründen verankerten 
Verpflichtungen: Die Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers über das Nichtvorliegen 
von Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers 
(Eigenerklärung Nichtvorliegen von Ausschlussgründen gemäß Ziffer 4 der Anlage B.04). Es 
liegen keine Gründe für einen Ausschluss nach §§ 123, 124 GWB: - Der Wirtschaftsteilnehmer 
erklärt, dass kein zwingender, in § 123 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
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genannter, Ausschlussgrund vorliegt. - Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass außerdem kein 
fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt. - Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass sein Unternehmen nicht wegen einem der in den §§ 123 
und 124 GWB genannten oder vergleichbarer Gründe von der Teilnahme am Wettbewerb 
ausgeschlossen ist; auch ist kein Ausschlussverfahren anhängig. Sofern eine Bewerber- oder 
Bietergemeinschaft vorliegt, dann ist die Erklärung über das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB von jedem beteiligten Unternehmen einzureichen. 
Sofern sich der Eignungsleihe bedient wird, dann ist die Erklärung über das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB von jedem eignungsleihenden Unternehmen 
einzureichen. Sofern Unterauftragnehmer/Nachunternehmer ohne Eignungsleihe eingesetzt 
werden, dann ist die Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nach §§ 123, 
124 GWB von jedem Unterauftragnehmer/Nachunternehmer einzureichen.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein 
zwingender, in § 123 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) genannter, 
Ausschlussgrund vorliegt.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein zwingender, in § 123 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) genannter, Ausschlussgrund vorliegt.
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein 
zwingender, in § 123 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) genannter, 
Ausschlussgrund vorliegt.
Betrug: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein zwingender, in § 123 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) genannter, Ausschlussgrund vorliegt
Korruption: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein zwingender, in § 123 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) genannter, Ausschlussgrund vorliegt.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, 
dass kein zwingender, in § 123 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
genannter, Ausschlussgrund vorliegt.
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Der Wirtschaftsteilnehmer 
erklärt, dass kein zwingender, in § 123 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
genannter, Ausschlussgrund vorliegt.
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein zwingender, in § 123 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) genannter, Ausschlussgrund vorliegt.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein 
fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein 
fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein 
fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt.
Zahlungsunfähigkeit: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund 
vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt.
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Der Wirtschaftsteilnehmer 
erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt.
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer 
Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt.
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 
Absatz 1 GWB fällt.
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Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: Der Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein 
fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 Absatz 1 GWB fällt.
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 
Absatz 1 GWB fällt.
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 
Absatz 1 GWB fällt.
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 
Absatz 1 GWB fällt.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 
Absatz 1 GWB fällt.
Täuschung, Zurückhaltung von Informationen, Unfähigkeit zur Vorlage erforderlicher 
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: Der 
Wirtschaftsteilnehmer erklärt, dass kein fakultativer Ausschlussgrund vorliegt, der unter § 124 
Absatz 1 GWB fällt.

5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: Rahmenvereinbarung Büro- und Sondermobiliar
Beschreibung: Die Auftraggeberin beabsichtigt für den Eigenbedarf an ihren insgesamt 60 
Standorten (Anlage D.03C) in der Bundesrepublik Deutschland im Bundesland Hessen den 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung über den Kauf, die Lieferung und den Aufbau von Büro- 
und Sondermobiliar am Standort. Der Umfang des Leistungsverzeichnisses (Anlage D.03A) 
umfasst insgesamt 157 Positionen, die sich wie folgt aufteilen 107 Büro- u. Sondermobiliar, 44 
Kundencentermobiliar und 6 weiteres Mobiliar. Der geschätzte Jahresbedarf an Möbeln geht 
aus dem Mengengerüst hervor (Anlage D.03B). Für das Mobiliar sind die allgemeinen 
Mindestanforderungen zu beachten, d. h. die Herkunft des Holzes (PEFC, FSC oder 
vergleichbare Zertifizierung) und der Recyclingfähigkeit. Des Weiteren müssen die Möbel über 
die Zertifikate "Geprüfte Sicherheit" (TÜV geprüft oder vergleichbar) und "Ergonomie geprüft" 
(TÜV geprüft oder vergleichbar) verfügen. Das zu liefernde Sortiment muss allen im 
Leistungsverzeichnis (Anl D.03A) genannten Mindestanforderungen genügen. Darüber hinaus 
sollen bei Bedarf Planungen (Belegungsplanungen) übernommen werden. Es wird ein 
jährlicher Planungsbedarf von ca. 100 Stunden geschätzt (Anlage D.03B). HINWEIS zum 
Mengengerüst (Anlage D.03B): Für jedes Produkt wurde die Jahresmenge geschätzt. Die 
Mengen stellen lediglich eine Prognose dar, die auf Grundlage von Erfahrungswerten aus den 
Jahren 2022 bis 2025 erstellt wurde. Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Mengen, 
besonders aufgrund von Veränderungen auf dem Gesundheitsmarkt, der sich in einem 
stetigen Wandel befindet, ändern können. Insbesondere sind die aufgeführten jährlichen 
Mengen nicht als Mindestvolumen zu verstehen (Mindestmenge ist nicht garantiert) sondern 
dienen lediglich als Kalkulationsgrundlage. Für den Auftragsgegenstand wurde ein jährliches 
netto Budget (ohne die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer) von 3.160.000,00 EUR 
geschätzt. Das Budget stellt lediglich eine Prognose dar, die auf Grundlage von 
Erfahrungswerten aus den Jahren 2022 bis 2025 erstellt wurde. Es wird darauf hingewiesen, 
dass sich das Budget, besonders aufgrund von Veränderungen auf dem Gesundheitsmarkt, 
der sich in einem stetigen Wandel befindet, ändern kann. Insbesondere ist das aufgeführte 
jährliche Budget nicht als Mindestvolumen zu verstehen (Mindestvolumen ist nicht garantiert), 
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sondern dienen lediglich als Kalkulationsgrundlage. Das Budget bzw. Höchstvolumen für die 
maximal mögliche Vertragslaufzeit von vier Jahren beträgt 15.000.000,00 EUR. Das 
aufgeführte Höchstvolumen ist nicht als Mindestvolumen zu verstehen (Höchstvolumen ist 
nicht garantiert).
Interne Kennung: SAVE_075_2025

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 39000000 Möbel (einschließlich Büromöbel), Zubehör, 
Haushaltsgeräte (ausgenommen Beleuchtung) und Reinigungsmittel
Zusätzliche Einstufung (cpv): 39110000 Sitze, Stühle sowie Zubehörprodukte und -teile, 
39120000 Tische, Schränke, Schreibtische und Bücherschränke, 39130000 Büromöbel

5.1.2.  Erfüllungsort
Land, Gliederung (NUTS): Hochtaunuskreis (DE718)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Erfüllungs- bzw. Lieferorte im gesamten Bundesland Hessen bzw. 
an die 60 Standorte der Auftraggeberin (Anlage D.03C)

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Laufzeit: 24 Monate

5.1.4.  Verlängerung
Maximale Verlängerungen: 2
Weitere Informationen zur Verlängerung: Die Leistungen werden auf die Dauer von zwei 
Jahren ab dem 01.08.2026 vergeben. Die Auftraggeberin kann durch einseitige schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer, die bis drei Monate vor Vertragsende zugegangen 
sein muss, den jeweiligen Vertrag zweimalig um jeweils ein weiteres Jahr verlängern 
(einseitige Verlängerungsoption). Die Beauftragung endet somit spätestens zum 31.07.2030.

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Nicht erforderlich
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: nein
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders auch geeignet für:other-sme#

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Verringerung der Auswirkungen auf die Umwelt
Beschreibung: Es darf kein Holz aus Primärwäldern in den Produkten enthalten sein. Holz aus 
Staaten oder Regionen mit bewaffneten Konflikten oder post-konfliktären Instabilitäten, welche 
sich durch fehlende staatliche Kontrolle über Forstgebiete auszeichnen ist eben-falls nicht 
zulässig. Die zu liefernden Produkte verfügen daher über eine entsprechende Zertifizierung 
(PEFC, FSC oder vergleichbar). Der überwiegende Teil der zu liefernden Möbel müssen 
recyclingfähig sein. Diese Anforderung gilt als erfüllt, wenn bei mindestens 90% der zu 
liefernden Produkte des Sortiments trennbare Komponenten vorliegen, welche wieder in die 
Stoffkreisläufe zurückgeführt werden können.
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Konzept zur Verringerung der Umweltauswirkungen: Der Schutz und Wiederherstellung der 
Biodiversität und der Ökosysteme, Klimaschutz, Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Auswahlkriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Eintragung in das Handelsregister
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers über die 
Eintragung in ein Handelsregister (Eigenerklärung Handelsregister gemäß Ziffer 2 der Anlage 
B.05) - Der Wirtschaftsteilnehmer ist in den einschlägigen Handelsregistern seines 
Niederlassungsmitgliedstaats verzeichnet; aufgelistet in Anhang XI der Richtlinie 2014/24/EU; 
Wirtschaftsteilnehmende aus bestimmten Mitgliedstaaten müssen ggf. andere in jenem 
Anhang aufgeführte Anforderungen erfüllen. Sofern eine Bewerber- oder Bietergemeinschaft 
vorliegt, dann ist die Erklärung über die Eintragung in ein Handelsregister von jedem 
beteiligten Unternehmen mit einer eigenständigen Anlage B.05 einzureichen. Sofern 
Unterauftragnehmer/Nachunternehmer ohne Eignungsleihe eingesetzt werden, dann ist die 
Erklärung über die Eintragung in ein Handelsregister, sofern notwendig, nach Aufforderung 
durch die Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer/Nachunternehmer mit einer 
eigenständigen Anlage B.05 einzureichen.

Kriterium: Allgemeiner Jahresumsatz
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers zum 
Umsatz (Eigenerklärung Umsatz gemäß Ziffer 3 der Anlage B.05) - Die Auftraggeberin 
betrachtet Wirtschaftsteilnehmer, die - in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren 
seit Veröffentlichung des hier gegenständlichen Vergabeverfahrens - nicht mindestens 
Umsätze im nachfolgend genannten Umfang vorweisen können, als für die Auftragserfüllung 
nicht geeignet, so dass deren Teilnahmeanträge/Angebote von der Wertung ausgeschlossen 
werden: Allgemeiner Jahresumsatz (Jahre: 2022, 2023 und 2024): 1.200.000,00 EUR (netto/je 
Jahr). Hinweis für Bewerber-/Bietergemeinschaften: Bewerber-/Bietergemeinschaften werden 
wie Einzelbewerber/-bieter behandelt. Bei der Erklärung zu den Umsätzen kommt es daher 
auf die Gesamtbetrachtung der von den einzelnen Gemeinschaftsmitgliedern eingereichten 
Daten an. Dies bedeutet, dass die Daten der jeweiligen Mitglieder addiert werden. Hinweis für 
"junge Unternehmen": Sämtliche Umsatzangaben sind zu tätigen, sofern entsprechende 
Angaben verfügbar sind. Von Unternehmen, die noch keine drei Jahre existieren (junge 
Unternehmen), werden lediglich Angaben zu den bisherigen Geschäftsjahren verlangt. Zum 
Beleg der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit können junge Unternehmen 
neben den bereits verfügbaren Umsatzangaben zusätzliche Angaben formlos einreichen. 
Sofern eine Bewerber- oder Bietergemeinschaft vorliegt, dann ist die Erklärung zum Umsatz 
von jedem beteiligten Unternehmen mit einer eigenständigen Anlage B.05 einzureichen, damit 
die Umsatzzahlen für die Bewerber- oder Bietergemeinschaft addiert werden können. Sofern 
sich der Eignungsleihe für dieses Kriterium bedient wird, dann ist die Erklärung die Erklärung 
zum Umsatz von jedem eignungsleihendem Unternehmen mit einer eigenständigen Anlage B.
05 einzureichen. Sofern Unterauftragnehmer/Nachunternehmer ohne Eignungsleihe 
eingesetzt werden, dann ist die Erklärung zum Umsatz, sofern notwendig, nach Aufforderung 
durch die Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer/Nachunternehmer mit einer 
eigenständigen Anlage B.05 einzureichen.

Kriterium: Berufliche Risikohaftpflichtversicherung
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers zur 
Betriebshaftpflichtversicherung (Eigenerklärung Haftpflichtversicherung gemäß Ziffer 4 der 
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Anlage B.05) - Die Erklärung des Bieters/Wirtschafsteilnehmers über das Verfügen einer 
Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung (Versicherungssummen je Versicherungsfall) in Höhe 
von mindestens - 3.000.000,00 EUR für Sachschäden - 3.000.000,00 EUR für 
Personenschäden - 1.000.000,00 EUR für Vermögensschäden, inklusive Verletzung von 
Datenschutzbestimmungen (nur sofern auch datenschutzrechtliche Anforderungen im 
Zusammenhang mit dem Vertrag bzw. Leistung tatsächlich bestehen). Eine Bestätigung eines 
Versicherungsunternehmens über eine entsprechende Versicherbarkeit wird im Auftragsfall 
vor Zuschlagserteilung vom Bieter/Wirtschaftsteilnehmer zur Verfügung gestellt. Darüber 
hinaus erklärt der Bieter/Wirtschaftsteilnehmer, dass im Zuschlagsfall auf Anforderung durch 
die Auftraggeberin bzw. spätestens vier Wochen nach Zuschlagserteilung der Nachweis über 
das Vorliegen einer entsprechenden Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung für Sach-, 
Personen und Vermögensschäden inklusive Verletzungen von Datenschutzbestimmungen 
(nur sofern auch datenschutzrechtliche Anforderungen im Zusammenhang mit dem Vertrag 
bzw. Leistung tatsächlich bestehen) vorgelegt wird. Sofern Unterauftragnehmer
/Nachunternehmer ohne Eignungsleihe eingesetzt werden, dann ist die Erklärung über das 
Verfügen einer Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung, sofern notwendig, nach Aufforderung 
durch die Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer/Nachunternehmer mit einer 
eigenständigen Anlage B.05 einzureichen.

Kriterium: Durchschnittliche jährliche Belegschaft
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers zu 
Mitarbeitendenzahlen (Eigenerklärung Mitarbeitendenzahlen gemäß Ziffer 5.1 der Anlage B.
05) - Die Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers zur durchschnittlichen Anzahl der fest 
angestellten Mitarbeitenden insgesamt je Jahr im Betrachtungszeitraum 2023 bis 2025. 
Hinsichtlich der Mitarbeitendenzahlen gelten die nachfolgenden Vorgaben: - Durch diese 
Anforderungen möchte die Auftraggeberin die Leistungsfähigkeit bzw. Skalierbarkeit von 
Personalressourcen mit einer bestimmten Anzahl von Mitarbeitenden sicherstellen. - Die 
durchschnittliche Anzahl der fest angestellten Mitarbeitenden, die das Kompetenzfeld 
kaufmännische und logistischen Abwicklung abdecken, muss im vorgenannten 
Betrachtungszeitraum mindestens 3 pro Jahr betragen. - Die durchschnittliche Anzahl der 
Mitarbeitenden, die das Kompetenzfeld Abwicklung der Montage abdecken, muss im 
vorgenannten Betrachtungszeitraum, nach Bedarf und Auftrag, mindestens 10 pro Jahr 
betragen. - Die Auftraggeberin betrachtet Teilnahmeanträge/Angebote von 
Wirtschaftsteilnehmenden, die die vorgenannten Mindestkriterien nicht erfüllen als für die 
Leistungserfüllung nicht geeignet, so dass deren Teilnahmeanträge/Angebote von der 
Wertung ausgeschlossen werden. Sofern eine Bewerber- oder Bietergemeinschaft vorliegt, 
dann ist die Erklärung zu den Mitarbeitendenzahlen von jedem beteiligten Unternehmen mit 
einer eigenständigen Anlage B.05 einzureichen, damit die Mitarbeitendenzahlen für der 
Bewerber- oder Bietergemeinschaft addiert werden können. Sofern sich der Eignungsleihe für 
dieses Kriterium bedient wird, dann ist die Erklärung zu Mitarbeitendenzahlen von jedem 
eignungsleihenden Unternehmen mit einer eigenständigen Anlage B.05 einzureichen. Sofern 
Unterauftragnehmer/Nachunternehmer ohne Eignungsleihe eingesetzt werden, dann ist die 
Erklärung zu Mitarbeitendenzahlen, sofern notwendig, nach Aufforderung durch die 
Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer/Nachunternehmer mit einer eigenständigen 
Anlage B.05 einzureichen.

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Lieferungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers zu zwei 
Referenzen über vergleichbare Aufträge der letzten drei Jahre (Eigenerklärung Referenzliste 
gemäß Ziffer 5.2 der Anlage B.05) - Es sind zwei Referenzen über vergleichbare Aufträge der 
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letzten drei Jahre, mit dem Angebot einzureichen. Hinsichtlich der Referenzen gelten die 
nachfolgenden Vorgaben: - Der Referenzzeitraum darf nicht vor dem 02/2023 liegen. - Eine 
Referenz wird als vergleichbar angesehen, wenn sie nach Art, Umfang und Schwierigkeitsgrad 
mit dem ausgeschriebenen Auftrag vergleichbar ist. Eine Referenz gilt insbesondere dann als 
vergleichbar, wenn die dort erbrachte Leistung den in der Leistungsbeschreibung (Anl. D.03) 
skizzierten Inhalten entspricht. Hinsichtlich der Anzahl der Arbeitsplätze, wird eine Referenz 
als vergleichbar angesehen, wenn diese eine Anzahl von mindestens 800 entspricht. Es ist 
eine hinreichend detaillierte Beschreibung der erbrachten Leistungen vorzunehmen und 
anzugeben, wann diese erbracht wurden (Leistungszeitraum). Zwingend sind weitere An-
gaben zum Referenzgeber (inkl. Firma und Anschrift), der Branche, Anzahl Mitarbeitende
/Schüler/Studenten, Umfang der Leistung und der Referenzansprechperson (inkl. 
Telefonnummer) zu machen. - Die Auftraggeberin betrachtet Wirtschaftsteilnehmer, welche 
nicht die geforderten Referenzen (Qualität & Quantität) vorweisen können, als für die 
Auftragserfüllung ungeeignet, so dass deren Teilnahmeanträge/Angebote vom 
Vergabeverfahren aus-geschlossen werden. - Das Referenzformular ist vom 
Wirtschaftsteilnehmer vollständig auszufüllen. Die Abfrage auch personenbezogener Daten ist 
vorliegend mit den Grundsätzen der DSGVO vereinbar. Die Verarbeitung der Daten erfolgt 
rechtmäßig und ausschließlich im Rahmen dieses Verfahrens. Bei entsprechender 
Nichtangabe aller geforderten Angaben wird die Referenz als nicht vollständig gewertet. 
Soweit hierdurch nicht die qualitativen Mindestanforderungen erfüllt werden und/oder die 
Mindestanzahl der geforderten Referenzen eingereicht wird, erfolgt der zwangsweise 
Ausschluss. Hinweis für Bewerber-/Bietergemeinschaften: Bewerber-/Bietergemeinschaften 
werden wie Einzelbewerber/-bieter behandelt. Bei der Erklärung zu den Referenzen kommt es 
daher auf die Gesamtbetrachtung der von den einzelnen Gemeinschaftsmitgliedern 
eingereichten Daten an. Sofern eine Bewerber- oder Bietergemeinschaft vorliegt, dann ist die 
Erklärung zu den Referenzen von jedem beteiligten Unternehmen mit einer eigenständigen 
Anlage B.05 einzureichen, welches eine Referenz einreicht. Insgesamt sind somit in der 
Summe zwei vergleichbare Referenzen von der Bewerber- oder Bietergemeinschaft 
einzureichen. Sofern sich der Eignungsleihe für dieses Kriterium bedient wird, dann ist die 
Erklärung zu zwei Referenzen von jedem eignungsleihenden Unternehmen mit einer 
eigenständigen Anlage B.05 einzureichen. Sofern Unterauftragnehmer/Nachunternehmer 
ohne Eignungsleihe eingesetzt werden, dann ist die Erklärung zu zwei Referenzen, sofern 
notwendig, nach Aufforderung durch die Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer
/Nachunternehmer mit einer eigenständigen Anlage B.05 einzureichen.

Kriterium: Zertifikate von unabhängigen Stellen über Qualitätssicherungsstandards
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers zur 
Zertifizierung (Eigenerklärung Zertifizierung gemäß Ziffer 6.1 der Anlage B.05) - Hinsichtlich 
der Zertifizierung gelten die nachfolgenden Vorgaben: - Hinweis für Bewerber-
/Bietergemeinschaften: Bewerber-/Bietergemeinschaften werden wie Einzelbewerber/-bieter 
behandelt. Jedes Gemeinschaftsmitglied, welches bei der späteren Leistungserbringung auch 
nur einen Teil der Leistung erbringt, muss über das folgend abgefragte Zertifikat verfügen und 
die nachfolgende Erklärung/Verpflichtung abgeben. - Die Auftraggeberin betrachtet 
Wirtschaftsteilnehmer, die nicht mindestens über eine gültige Zertifizierung nach "quality 
office" oder eine vergleichbare Zertifizierung verfügen, als nicht geeignet, so dass diese 
Teilnahmeanträge/Angebote von der Wertung ausgeschlossen werden. Für Bewerber-
/Bietergemeinschaften gelten die vorgenannten Hinweise. - Im Falle einer gleichwertigen 
Zertifizierung wird die Bieterin/der Bieter/die Bietergemeinschaft die Gleichwertigkeit in Form 
eines gesonderten Dokuments nachweisen. - Eine Kopie des Zertifikats und ggf. der Nachweis 
über die Gleichwertigkeit des Zertifikats wird vor Zuschlagserteilung an die Auftraggeberin 
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ausgehändigt. Sofern eine Bewerber- oder Bietergemeinschaft vorliegt, dann ist die Erklärung 
zur Zertifizierung von jedem beteiligten Unternehmen mit einer eigenständigen Anlage B.05 
einzureichen. Sofern sich der Eignungsleihe zu diesem Kriterium bedient wird, dann ist die 
Erklärung zur Qualitätssicherung von jedem eignungsleihenden Unternehmen mit einer 
eigenständigen Anlage B.05 einzureichen. Sofern Unterauftragnehmer/Nachunternehmer 
ohne Eignungsleihe eingesetzt werden, dann ist die Erklärung zum Qualitätssicherung, sofern 
notwendig, nach Aufforderung durch die Auftraggeberin von jedem Unterauftragnehmer
/Nachunternehmer mit einer eigenständigen Anlage B.05 einzureichen.

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen: 13/04/2026 23:59:59 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.dtvp.de/Satellite/notice
/CXS0Y5SYT3QYVPS0/documents
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y5SYT3QYVPS0

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y5SYT3QYVPS0
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 21/04/2026 10:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, 
Mitteleuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 77 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Die Nachforderung erfolgt gemäß § 56 VgV.
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags: Die besonderen Vertragsbedingungen zum 
Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) gemäß Anlage D.02. +++ Die Erklärung 
des Bieters/Wirtschaftsteilnehmers gemäß der Vorlage des BMWK (Eigenerklärung Russland 
Sanktionen gemäß Anlage B.04A) gilt während der Vertragslaufzeit.
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung

https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y5SYT3QYVPS0/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y5SYT3QYVPS0/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y5SYT3QYVPS0
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0Y5SYT3QYVPS0
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Überprüfungsstelle: Vergabekammer des Bundes
Informationen über die Überprüfungsfristen: Informationen über die Überprüfungsfristen: (1) 
Etwaige Vergabeverstöße muss der Bewerber/Bieter vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrages gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1 GWB innerhalb von 10 Tagen nach 
Kenntnisnahme gegenüber dem Auftraggeber rügen; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 
bleibt unberührt. (2) Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
erkennbar sind, sind nach § 160 Abs. 3 Nr. 2 GWB spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Abgabe der Bewerbung oder der Angebote gegenüber 
dem Auftraggeber zu rügen. (3) Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den 
Vergabeunterlagen erkennbar sind, sind nach § 160 Abs. 3 Nr. 3 GWB spätestens bis zum 
Ablauf der Frist zur Bewerbungs- oder Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber zu 
rügen. (4) Ein Vergabenachprüfungsantrag ist nach § 160 Abs. 3 Nr. 4 GWB innerhalb von 15 
Kalendertagen nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, bei der Vergabekammer einzureichen. Auf die Rügeverpflichtung vor Einleitung eines 
Nachprüfungsverfahrens nach § 160 Abs. 3 GWB wird ausdrücklich hingewiesen. Der 
öffentliche Auftraggeber behält sich vor, eingereichte Rügen und die dazu gehörigen 
Antworten anonymisiert im Rahmen der Bewerber/-Bieterkommunikation zu veröffentlichen, 
sofern diese nach seiner Ansicht verfahrensrelevante Informationen enthalten.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: AOK - Die 
Gesundheitskasse in Hessen
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen
Registrierungsnummer: t:00498000000255
Postanschrift: Battonnstraße 40
Stadt: Frankfurt am Main
Postleitzahl: 60311
Land, Gliederung (NUTS): Frankfurt am Main, Kreisfreie Stadt (DE712)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabemanagement@he.aok.de
Telefon: +49 8000000255
Internetadresse: http://www.aok.de/hessen
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer des Bundes
Registrierungsnummer: t:0049 22894990
Postanschrift: Kaiser-Friedrich-Str. 16
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53113
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: vk@bundeskartelamt.bund.de
Telefon: +49 22894990

mailto:vergabemanagement@he.aok.de
http://www.aok.de/hessen
mailto:vk@bundeskartelamt.bund.de
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Internetadresse: https://www.bundeskartellamt.de
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

10. Änderung

Fassung der zu ändernden vorigen Bekanntmachung
: 
9af1d8fc-b0f3-4592-9ecc-5cd6f8779a29-01
Hauptgrund für die Änderung
: 
Aktualisierte Informationen
Beschreibung
: 
Mit der Zusatzinformationen 3 und 4 wurde die Anlage D.03A (LV-Leistungsverzeichnis) 
korrigiert. Aufgrund der Änderungen wurde die Angebotsfrist verlängert, die Angebotsbindefrist 
und die Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen wurden ebenfalls angepasst. Die 
Angebots- und Angebotsbindefrist wurden auch in den Bewerbungsbedingungen angepasst.

10.1.  Änderung
Abschnittskennung: PROCEDURE
Beschreibung der Änderungen: Mit der Zusatzinformation 7 (Verfahrensbrief 2) wurden die 
Bewerbungsbedingungen korrigiert und gegen die alten Version ausgetauscht. In diesem 
Zusammenhang wurden die Angebotsfrist verlängert, die Angebotsbindefrist und die Frist für 
die Anforderung zusätzlicher Informationen wurden ebenfalls angepasst. Die Angebots- und 
Angebotsbindefrist wurden auch in den Bewerbungsbedingungen angepasst.
Änderung der Auftragsunterlagen am: 10/04/2026

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: b6912d7d-8ff0-4334-ae6b-3b70d2e62585  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 10/04/2026 12:06:20 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch

https://www.bundeskartellamt.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 247619-2026
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 71/2026
Datum der Veröffentlichung: 13/04/2026
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